
H
ans-Werner Sinn ist in der 
Debatte über Wirtschaft 
und Politik präsenter denn 
je. Zuletzt stärkte der frühe-
re Präsident des Münchener 

Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung 
in der ZDF-Talkshow „Lanz“ der Jun-
gen Gruppe der Union den Rücken im 
Streit um das Rentenpaket. Dieses Jahr 
beschäftigte sich der Ökonom vorrangig 
mit geopolitischen Fragen und schrieb 
das Buch „Trump, Putin und die Verei-
nigten Staaten von Europa“. Wie in den 
Vorjahren stand Sinn zum Jahreswech-
sel WELT auch dieses Mal Rede und 
Antwort zu aktuellen Themen.

MICHAEL HÖFLING

WELT: Herr Professor Sinn, wenn Sie 
an Januar 2025 zurückdenken und 
Ihre damaligen Erwartungen an die 
Entwicklung auf geopolitischer und 
innenpolitischer Ebene mit den Er-
gebnissen jetzt am Jahresende abglei-
chen – was hätten Sie am wenigsten 
erwartet, was hat Sie am meisten ent-
täuscht?
HANS-WERNER SINN: Am wenigsten 
hätte ich erwartet, dass Friedrich Merz 
eine Schuldenorgie lostritt und ich das 
wegen Trump und Putin auch noch 
nachvollziehbar finde. Von alternativlos 
will hier aber definitiv nicht reden. Am 
meisten enttäuscht hat mich Trump. 

WELT: Gibt es auch Entwicklungen, 
die Sie positiv überrascht haben?
SINN: Dass ich noch in diesem Jahr ein 
neues Buch über ein zeitgeschichtliches 
Thema schreiben würde. Aber Trump 
hat meinen Adrenalinspiegel hinrei-
chend hochgetrieben, um meine ange-
borene Trägheit zu überwinden. 

WELT: In Ihrem Buch „Trump, Putin 
und die Vereinigten Staaten von Euro-
pa“ fordern Sie die Gründung eines 
europäischen Bundes außerhalb der 
EU-Verträge, der die Armeen williger 
Mitgliedstaaten unter ein gemein-
sames, demokratisch legitimiertes 
Oberkommando stellt. Heißt das im 
Umkehrschluss, Sie halten die EU in 
ihrer jetzigen Form für nicht verteidi-
gungsfähig?
SINN: Korrekt. Die EU hat keinerlei 
Mandat, Streitkräfte aufzustellen oder 
zu befehligen, und es gibt auch keine 
Möglichkeit, den EU-Vertrag entspre-
chend umzuschreiben. Das müsste ja 
einstimmig geschehen, und mindestens 
Ungarn wird nicht mitmachen. 

WELT: Sie vertreten die These von 
der „Schutzgelderpressung“ Europas 
durch US-Präsident Trump: Beistand 
in der Verteidigungspolitik nur noch 
gegen Bezahlung. Zugleich profitieren 
die USA dadurch, dass sie Europa nach 
dem Abbruch der Rohstofflieferungen 
aus Russland mit teurerem LNG-Gas 
versorgen. Dann dürfte doch Trump 
gar kein Interesse an einem Kriegsen-
de haben. Sind seine Vermittlungsver-
suche nur Show?

SINN: Zum Teil sind sie das, jedenfalls 
gemessen an seinen großspurigen An-
kündigungen. Trump will zwar nicht 
wortbrüchig werden, doch erkennt er 
sehr gut, dass er in einer Welt verhal-
tener Spannungen in Europa sehr viel 
mehr Macht hat als in Friedenszeiten. 

WELT: Die Kriegsgefahr aus Russland 
trifft zusammen mit einer schweren 
innenpolitischen Krise, in der Proble-
me in den Sozialsystemen, bei der Mi-
gration, der Energieversorgung und 
der wirtschaftlichen Basis des Landes 
drängen. Im Oktober fiel Ihr Urteil 
zur Regierung in einem Interview 
überraschend gnädig aus. Hat sich das 
inzwischen geändert?
SINN: Bei der Herstellung der Vertei-
digungsfähigkeit bin ich, wie erläutert, 
mit den Schulden gnädig, um einmal 
Ihren Begriff zu benutzen. Die unila-

terale Klima- und Energiepolitik durch 
die Begrenzung und letztlich Eliminie-
rung der Nachfrage nach international 
handelbaren Brennstoffen halte ich 
indes für das Ergebnis eines großen 
Denkfehlers, wenn nicht perfider De-
industrialisierungswünsche in den hin-
tersten Diskussionsstuben der Grünen.  
Solch eine Strategie ist sicherheitspoli-
tisch nicht zu verantworten, denn ohne 
ein Verarbeitendes Gewerbe kann man 
eine Armee nicht aufstellen. Bei der 
Migration hat sich einiges getan, doch 
grenzt die Auslegung nachgelagerten 
EU-Rechts durch einzelne Gerichte 
schon an die Missachtung des Grund-
gesetzes. Der ehemalige Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts Hans-Jür-
gen Papier hat das mehrfach moniert. 
Die Beschlüsse zur sogenannten Hal-
telinie bei der Rente sind wirtschafts-
feindlich.  

WELT: Das Bürgergeld heißt jetzt 
„Grundsicherung“, bei der Zuwan-
derung wird die „Migrationswende“ 
beschworen, das Gebäudeenergie-
gesetz heißt jetzt „Gebäudemoder-
nisierungsgesetz“ – halten Sie es für 
denkbar, dass die Regierung mit der 
Existenz wohlgesonnener Medien 
kalkuliert und darauf vertraut, mit se-
mantischem Geplänkel wirkliche Re-
formen nur zu simulieren und damit 
durchzukommen?
SINN: Die semantische Schummelei 
ist allen Parteien zu eigen. Aber es gibt 
tatsächlich Bewegung bei der Migra-
tion und im Bauwesen. Das Bürgergeld 
wurde ein bisschen verbessert, doch 
immer noch gilt, dass das Geld nur an 
jene arbeitsfähigen Menschen fließt, 
die nicht arbeiten, und dass es in dem 
Maß aufhört zu fließen, wie man arbei-
tet. Das ist und bleibt das Grundprob-

lem. Noch immer finanziert der Staat 
das Wegbleiben statt das Mitmachen. 
Das lässt sich nur durch einen Bürger-
lohn für kommunale Arbeit ändern. 
Vieles geht aber, wie der Landrat Chris-
tian Herrgott aus dem Saale-Orla-Kreis 
gezeigt hat, sogar im herrschenden 
Rechtsrahmen. 

WELT: Glauben Sie, dass diese Re-
gierung Ende 2026 noch im Amt sein 
wird?
SINN: Ja. Sie hat ja eine hinreichende 
Mehrheit. Wenn aber die Brandmauer 
fällt, wird sich die Situation verändern. 

WELT: In der Sonntagsfrage stimmten 
69 Prozent der Aussage zu: „Die AfD 
wird wieder an Stärke verlieren, wenn 
der Regierung Fortschritte auf wich-
tigen politischen Feldern gelingen“. 
Liegt es nicht auf der Hand, dass da-
zu das Bürgergeld, die Migration und 
die Energiepolitik zählen – und wären 
zumindest schnelle und glaubwürdige 
Anfangserfolge nicht vergleichsweise 
einfach, wenn der politische Wille da 
wäre?
SINN: Das ist eine Suggestivfrage, die 
ich ja nur noch bejahen kann. 

WELT: Deutschland ist auf dem Weg 
in eine Art Gerontokratie, eine Herr-
schaft der Alten, schon seit Jahren ist 
die verstärkte Abwanderung gut Qua-
lifizierter zu beobachten. Wagen Sie 
eine Prognose, welche gesellschaft-
lichen und politischen Folgen das für 
das Land haben wird?
SINN: Das Land driftet immer mehr in 
die Richtung der Besitzstandswahrung 
der Rentner im Umlagesystem und ver-
nachlässigt die Anreize, die junge Leute 
davon abhalten, sich in die Hängematte 
zu legen oder auszuwandern. Die wach-
sende Belastung der Sparer und Erblas-
ser erstickt zudem den Anreiz, Kapital 
zu bilden. Die Kapitalbildung ist aber 
der wesentliche Treiber des wirtschaft-
lichen Wachstums. 

WELT: Die Perspektiven für den Eu-
ro, aber auch für andere westliche 
Währungen, haben sich unter ande-
rem angesichts Deutschlands Abkehr 
vom soliden Haushalten auch 2025 
weiter verschlechtert. Die Staats-
schuldenwirtschaft intensiviert sich, 
multiple Krisen lassen zugleich die 
Kosten explodieren. Droht dem Fi-
nanzsystem schon mittelfristig eine 
neue Krise? 
SINN: Deutschland ist jetzt dabei, sich 
schuldenmäßig dorthin zu bewegen, 
wo Frankreich und Italien längst sind. 
Es verliert damit die Ankerfunktion 
für die Stabilität des Eurosystems. Das 
bedeutet höhere Zinssätze auf den Ka-
pitalmärkten und noch höhere Lasten 
für zukünftige Generationen. Für die 
Aufrüstung nimmt Deutschland das 
hin. Es hätte aber auch die Möglichkeit 
gegeben, Blut-Schweiß-und-Tränen-Re-
den zu halten, um den Bürgern klarzu-
machen, dass die dringend erforderliche 
Aufrüstung nicht mit Manna vom Him-
mel bezahlt werden kann. 
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„Deutschland verliert
die Ankerfunktion für
die Stabilität des Euro“  

Top-Ökonom 
Hans-Werner Sinn 
spricht über Europas 
Wehrlosigkeit und 
Deutschlands 
wirtschaftspolitische 
Denkfehler. Warum 
Schulden ausnahmsweise 
nötig sind – und weshalb 
Migration, Energiepolitik 
und Bürgergeld das Land 
weiter schwächen
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DIHK warnt vor 
Abwanderung 
von Unternehmen
Die Industrie steht unter 
Druck. Die Kammer 
befürchtet eine großen 
Stellenabbau

Die Deutsche Industrie- und 
Handelskammer (DIHK) warnt 
vor ⁠einer verstärkten Abwan-

derung heimischer Unternehmen ins 
Ausland. „Die Gefahr ist real“, sagte 
DIHK-Hauptgeschäftsführerin Helena 
Melnikov am Sonntag. Besonders die 
Industrie stehe massiv unter ‍Druck. 
„Wir sehen klare Anzeichen für eine De-
Industrialisierung: Mittelständische Be-
triebe verlagern ihre Produktion oder 
schließen ganz“, sagte Melnikov.

Seit 2019 seien bereits 400.000 In-
dustriearbeitsplätze verloren gegan-
gen. 2025 habe es mehr als 1600 Insol-
venzen allein in der Industrie gegeben 
– so viele wie seit zwölf Jahren nicht 
mehr. „Das ist ein Alarmsignal für den 
Standort Deutschland“, betonte DIHK-
Hauptgeschäftsführerin Melnikov. Die 
Ursachen dafür seien gestiegene Ar-
beits- und Energiekosten, hohe Unter-
nehmenssteuern und eine noch immer 
enorme Bürokratiebelastung. „Wenn 
die Politik nicht ⁠konsequent gegen-
steuert, droht ein massiver Verlust von 
Wertschöpfung ⁠und Arbeitsplätzen“, 
sagte Melnikov.

Zudem verwies sie auf die schwachen 
Konjunkturaussichten für Deutschland. 
Die DIHK rechnet für 2026 mit einem 
Wachstum von nur 0,7 Prozent. „Das 
ist kein Aufschwung, sondern ein Mini-
malwert und zum Teil allein darauf zu-
rückzuführen, dass 2026 weniger Feier-
tage auf Werktage fallen“, betonte die 
DIHK-Hauptgeschäftsführerin. „Nach 
drei Jahren ohne Wirtschaftswachstum 
ist das ein schwaches Signal.“ Die ak-
tuelle DIHK-Konjunkturumfrage unter 
rund 23.000 Unternehmen zeige, dass 
nur 15 Prozent der Betriebe eine bes-
sere Lage erwarten. Jedes dritte Unter-
nehmen wolle Investitionen kürzen, 
jedes vierte Stellen abbauen. „Für ei-
nen ‍wirklichen Aufschwung fehlt der 
nötige Schwung“, sagte Melnikov. „Die 
bisherigen Reformen kommen bei den 
‍Betrieben nicht an.“

Die Zinssenkungen der Europäischen 
Zentralbank (EZB) allein brächten noch 
keine Impulse. Diese seien kein Ersatz 
für dringend notwendige Reformen am 
Standort Deutschland. „Unternehmen, 
die hier keine langfristige Perspektive 
⁠sehen, investieren auch bei niedrige-
ren Finanzierungskosten nicht“, sag-
te die DIHK-Hauptgeschäftsführerin. 
Die EZB hatte ihren Leitzins von Mitte 
2024 bis Mitte 2025 von vier auf zwei 
Prozent halbiert. In der zweiten Jahres-
hälfte tastete sie ihn wegen bestehender 
Inflationsgefahren ‍nicht mehr an. � rtr
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